
Der Kampf um Rehabilitierung

»Es geht um unser Leben voller Demütigungen, Kriminalisierung, Verleugnung  
und Be drohung. Und es geht um unsere späte Würde. Darum werden wir zusammen 
mit unseren Verbündeten kämpfen – in der Öffentlichkeit und im Bundestag.«

Ludwig Baumann in einem Brief vom 6. Mai 1996 an den Bundestagsabgeordneten Volker Kröning (SPD)

Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges grenzten weite Teile der deutschen Gesell-
schaft Deserteure, »Wehrkraftzersetzer« und andere Opfer der NS-Militärjustiz als 
 »Feiglinge« und »Vaterlandsverräter« aus; ehemals Verfolgte kämpften vergebens um  
ihre Rehabilitierung. Erst Ende der 1980er-Jahre gelang es ihnen mithilfe von aus  
der  Friedensbewegung hervorgegangenen Initiativen, das Thema auf die politische 
Tages ordnung zu setzen. Im Oktober 1990 gründeten 37 ehemals Verfolgte sowie  
Wissenschaftler und politische Gruppen aus ganz Deutschland in Bremen die »Bundes -
vereinigung Opfer der NS-Militärjustiz e. V.«. Ihr Ziel war die Aufhebung der Todes- 
urteile sowie die Rehabilitierung und Versorgung der Opfer. Nach jahrelanger kontro-
verser Diskussion beschloss der Deutsche Bundestag 1998 mit großer, parteiüber-
greifender Mehrheit das »Gesetz zur Aufhebung nationalsozialistischer Unrechts urteile 
in der Straf rechtspflege«. Damit waren zunächst die wegen »Wehrkraftzersetzung«  
Verurteilten rehabilitiert. Die Annullierung aller gegen Deserteure und »Kriegs verräter« 
ergangenen Urteile erfolgte in den Jahren 2002 bzw. 2009. Die meisten der über-
lebenden Opfer waren zu dieser Zeit bereits verstorben; für sie kam diese Rehabilitie-
rung zu spät. 

Ludwig Baumann vor dem »Denkmal  
des unbekannten Deserteurs«, Bremen, 1987. 

Ludwig Baumann engagierte sich gemeinsam mit 
Kriegsdienstverweigerern in den 1980er-Jahren  
in der Initiative »Reservisten verweigern sich«. In 
den Gesprächen und Veranstaltungen ging es 
auch um die Bedeutung von »Tapferkeit«, »Pflicht« 
und »Gehorsam« in der Wehrmacht wie in der 
Bundeswehr. Bei der Gründung der von ihm maß-
geblich initiierten »Bundesvereinigung Opfer der 
NS-Militärjustiz e. V.« am 20./21. Oktober 1990 
 wurde Ludwig Baumann zum Vorsitzenden ge-
wählt.  Dieses Amt übt er seither mit großem Enga-
gement aus.

Privatbesitz Ludwig Baumann, Bremen

Artikel des »Weserkuriers« über die Eröffnung der Geschäfts-
stelle der »Bundesvereinigung Opfer der NS-Militärjustiz e. V.« 
in Bremen, 21. September 1991.

Die Einrichtung der Geschäftsstelle schuf eine wichtige Vorausset-
zung für die Arbeit der Bundesvereinigung. Ein Netzwerk aus His-
torikern, Privatpersonen, der evangelischen Kirche, Verbänden und 
Parteien sorgte dafür, dass bereits 1991 die ersten Gesetzesinitia-
tiven zur Rehabilitierung der Wehrmachtsdeserteure in den Deut-
schen Bundestag eingebracht werden konnten. Sieben Jahre später 
folgte die Verabschiedung des »Gesetzes zur Aufhebung national-
sozialistischer Unrechtsurteile in der Strafrechtspflege«, mit dem 
Schuldsprüche zunächst gegen »Wehrkraftzersetzer« für  nichtig er-
klärt wurden.

Weserkurier, 21. September 1991

Bericht der »Frankfurter Rundschau« über eine 
Sitzung des Rechtsausschusses des Deutschen 
Bundestages, 30. November 1995.

Der Artikel macht die Konfliktlinien während der 
 Auseinandersetzungen um die Rehabilitierung der 
 Opfer der NS-Militärjustiz deutlich: Aufseiten der 
CDU/CSU und bei Teilen der FDP-Fraktion im 
 Bundestag herrschte die Auffassung vor, dass ins-
besondere  Desertion in der Regel nicht politisch 
 motiviert gewesen sei. Außerdem wurde darauf ver-
wiesen, dass das Delikt auch im bundesdeutschen 
Wehr gesetz  unter Strafe stehe. Demgegenüber 
 vertraten SPD, Bündnis 90/Die Grünen und PDS 
(heute DIE LINKE) die  Ansicht, dass der Unrechts-
charakter des NS-Regimes maßgeblich sei und  
deshalb jegliche Form der Verweigerung Respekt  
und Anerkennung verdiene. Verschärft wurde der 
Streit durch das Aufeinandertreffen der teilweise als 
 Gutachter geladenen Zeitzeugen – ehemalige Ver-
urteilte und Wehrmachtjuristen – in den Ausschuss-
sitzungen des Bundestages in den 1990er-Jahren.

Frankfurter Rundschau, 30. November 1995

Mahnwache am Deserteursdenkmal in Hamburg-Blankenese, 
2. Februar 1991.

Seit Ende der 1980er-Jahre engagierten sich verschiedene Initiativen 
bundesweit für Deserteursdenkmäler. In Hamburg entstand ein solches 
Denkmal im Januar 1991 auf dem Blankeneser Bahnhofsplatz. Anlass 
für die Künstlerin Andrea Peschel, dieses Denkmal zu gestalten, war der 
so genannte zweite Golfkrieg. Dieser Krieg sensibilisierte insbesondere  
junge Menschen für Fragen der Desertion. Gleichzeitig meldeten sich 
ehemals Verfolgte der NS-Militärjustiz zu Wort. Doch fand das Anlie gen 
eines Deserteursdenkmals in der Hamburger Öffentlichkeit und Politik 
nur vereinzelt Gehör.

Friedensinitiative Blankenese

Titel historischer Studien zur NS-Militärjustiz.

Die Erforschung der Wehrmachtjustiz ging von einzelnen engagierten Historikern und Privatforschern oder von Gedenkstätten-
initiativen aus. Manfred Messerschmidt hatte erste Forschungsergebnisse zur Wehrmachtjustiz bereits 1981, während seiner 
Tätigkeit als Leitender Historiker des Militärgeschichtlichen Forschungsamtes der Bundeswehr, publiziert. Doch erst die gemein-
sam mit dem Privatforscher Fritz Wüllner 1987 veröffentlichte Studie »Die Wehrmachtjustiz im Dienste des Nationalsozialismus. 
Zer störung einer Legende« führte zu größerer öffentlicher Aufmerksamkeit. Die Geschichtswerkstatt Marburg und das Doku-
mentations- und Informationszentrum Emslandlager brachten seit Ende der 1980er-Jahre lokale Forschungen auf den Weg und 
 vernetzten Akteure und Institutionen.
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